Stand: 01.06.2023 
	Muster-
Dienstvereinbarung (alternierende) Mobile Arbeit

zwischen
____________________________ (Anstellungsträger)
vertreten durch _______________________________
und
der Mitarbeitervertretung des
________________________ (Mitarbeitervertretung)



	1. Präambel/Zielsetzung
Gegenstand dieser Dienstvereinbarung ist die Schaffung von einheitlichen Rahmenbedingungen für regelmäßige (alternierende) Mobile Arbeit (im Folgenden: „Mobile Arbeit“) für Mitarbeitende (im Folgenden: „Mobilarbeitende“) des/der _________________________________________________________.

Mit der (alternierenden) Mobilen Arbeit werden folgende Ziele verfolgt:

· Förderung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie bzw. Privatleben und der tatsächlichen Gleichberechtigung von Männern und Frauen
· Verbesserung der Bedingungen für schwerbehinderte Mitarbeitende und Beitrag zur Inklusion
· Gesundheitsschutz und Entlastung für Pendelnde
· Senkung mobilitätsbedingter Umweltbelastungen und Mobilitätskosten
· Steigerung der Arbeitgeberattraktivität durch größere Zeitsouveränität
· Räumliche und zeitliche Flexibilisierung
· Ergebnisorientiertes Arbeiten und Führen durch Zielvereinbarungen
· ___________________________________________________________________
· ___________________________________________________________________
· ___________________________________________________________________

Die Durchführung der Mobilen Arbeit erfolgt auf Grundlage gegenseitigen Vertrauens und Freiwilligkeit und wird von den Anstellungsträgern im Rahmen der dienstlichen Möglichkeiten unterstützt und gefördert. 

Die eigenverantwortliche und selbständige Arbeitsleistung der Mobilarbeitenden und die notwendigen Organisations- und Kommunikationsleistungen aufgrund eingeschränkter Präsenz stellen besondere Anforderungen an Mobilarbeitende und Führungskräfte. Diese Dienstvereinbarung dient der Schaffung transparenter und verbindlicher Rahmenbedingungen.


	1. Definition
Mobile Arbeit ist eine Form von dienstlicher Arbeit, bei der die geschuldete Arbeitsleistung außerhalb der Dienststelle an einem durch die Mobilarbeitenden frei wählbaren Ort in der Regel unter Verwendung mobiler Informationstechnologie erbracht wird.

Alternierende Mobile Arbeit im Sinne dieser Dienstvereinbarung liegt vor, wenn die Arbeitsleistung teilweise an einem Arbeitsplatz in der Dienststelle und teilweise an einem durch die Mobilarbeitenden frei wählbaren Ort erbracht wird (tage- oder stundenweise).

	2. Geltungsbereich
Das Angebot Mobiler Arbeit nach den Grundsätzen dieser Dienstvereinbarung gilt im Rahmen der dienstlichen und persönlichen Voraussetzungen für alle Mitarbeitenden des/der ________________________________________________.

Mitarbeitende im Sinne dieser Dienstvereinbarung sind:
· privatrechtlich Beschäftigte 
· Beamt*innen 
· Auszubildende
· Anwärter*innen
· ……………………….. 

Während der Probezeit kann Mobile Arbeit nicht vereinbart werden.


	3. Grundsätze
(1) Rechtlicher Rahmen
Von der Mobilen Arbeit bleiben die geltenden Rechtsvorschriften, wie z. B. das Datenschutzgesetz, das Steuergeheimnis, die Dienstvertragsordnung, das Kirchenbeamtengesetz und Arbeitsschutzbestimmungen, unberührt.
Alle dienstlichen Regelungen gelten unverändert weiter, sofern nicht diese Dienstvereinbarung oder die mit den Mobilarbeitenden abzuschließende Vereinbarung etwas anderes regelt.

(2) Benachteiligungsverbot
Durch die Ablehnung oder die Teilnahme an Mobiler Arbeit dürfen Mitarbeitende nicht benachteiligt oder behindert werden.

(3) sonstige Regelungen
______________________________________________________________________


	4. Teilnahmevoraussetzungen
(1) Die Teilnahme an Mobiler Arbeit setzt voraus, dass dienstliche, rechtliche oder haushaltsmäßige Belange nicht entgegenstehen. Der Teilnehmendenkreis kann durch den Anstellungsträger aus den in Satz 1 genannten Gründen begrenzt werden. Bei der Auswahl sind soziale Gesichtspunkte wie zum Beispiel Behinderung, Betreuungs- und Unterstützungsaufgaben für Familienangehörige in besonderer Weise zu berücksichtigen.

(2) Die Teilnahme an Mobiler Arbeit setzt insbesondere folgende sachliche und persönliche Rahmenbedingungen voraus:

· Geeignetheit der Tätigkeit zur IT-gestützten Aufgabenerledigung
· Persönliche Kompetenzen und soziale Rahmenbedingungen der*des Mitarbeitenden zur IT-gestützten Aufgabenerledigung
· Seltener Zugriff auf zentral gelagerte Ressourcen (z.B. Akten)
· Bereitschaft zur Teilnahme an Schulungen und am Erfahrungsaustausch über Konsequenzen und spezifische Anforderungen an diese Arbeitsform (insbesondere zu den Themen Führung und Kooperation, Selbstorganisation und Datenschutz sowie Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz)
· _______________________________________________________
· _______________________________________________________

(3) Für die Mobile Arbeit muss ein Internetzugang (mindestens ____ Mbit/s) vorhanden sein und diese muss an einem für die mobile Arbeit geeigneten Ort stattfinden. 

(4) Der Arbeitgeber kann bei Bedarf veranlassen, dass Mobilarbeitende dienstliche Arbeitsplätze gemeinsam nutzen (Desksharing).


	5. Anwesenheitspflichten und Kontakt zur Dienststelle
(1) Die Vorgesetzten können für ihren jeweiligen Arbeitsbereich regelmäßige Teamtage festlegen, an denen für die Mobilarbeitenden Anwesenheitspflicht am dienstlichen Arbeitsort besteht. Eine Ausnahme im Einzelfall ist nur mit Zustimmung der*des Vorgesetzten möglich.

(2) Mobilarbeitende sind jederzeit berechtigt und aus dienstlichen Gründen auf Aufforderung der*des Vorgesetzten auch verpflichtet, die Arbeitsleistung am dienstlichen Arbeitsort zu erbringen. Bei einer entsprechenden Anordnung haben die Vorgesetzten billiges Ermessen zu wahren und die persönlichen Belange der Mobilarbeitenden angemessen zu berücksichtigen.

(3) Mobilarbeitende sind verpflichtet, die Arbeitsleistung auch ohne anstellungsträgerseitige Weisung am dienstlichen Arbeitsort aufzunehmen, wenn technische Störungen der Mobilen Arbeit entgegenstehen, die durchgehende Erreichbarkeit nicht gewährleistet oder die Mobile Arbeit aus sonstigen Gründen (vorübergehend) unmöglich ist. Die*der Mobilarbeitende kann in solchen Fällen vor der Arbeitsaufnahme in der Dienststelle eine Entscheidung der*des jeweiligen Vorgesetzten einholen.


	6. Antrags- und Bewilligungsverfahren
(1) Die Bewilligung mobiler Arbeit setzt einen Antrag der*des Mitarbeitenden voraus. Dieser bedarf der Zustimmung der*des Vorgesetzten.  

(2) Der*Die unmittelbare Vorgesetzte nimmt dabei schriftlich Stellung, ob der Aufgabenbereich der*des Mitarbeitenden ganz oder teilweise für mobile Arbeit geeignet erscheint und sie*er die Mobile Arbeit befürwortet. Die Entscheidung trifft der Anstellungsträger im Einvernehmen mit der*dem unmittelbaren Vorgesetzten. 

(3)  Die Bewilligung erfolgt unter Abwägung der unter 5. genannten Gesichtspunkte. Ein Rechtsanspruch auf die Bewilligung Mobiler Arbeit besteht nicht.

(4) Im Fall der Bewilligung des Antrags schließen Anstellungsträger und Mitarbeitende eine individuelle schriftliche Vereinbarung auf Grundlage dieser Dienstvereinbarung. Ein entsprechendes Muster dieser Vereinbarung ist als Anlage 8 (Muster-Individualvereinbarung-Mobile Arbeit) Bestandteil dieser Dienstvereinbarung.

(5) Die Ablehnung des Antrags ist schriftlich zu begründen. Der Anstellungsträger beteiligt die Mitarbeitervertretung, die*den Gleichstellungsbeauftragte*n und ggf. auch die Vertrauensperson schwerbehinderter Menschen durch Mitberatung, soweit Anträge abgelehnt werden sollen.  



	7. Beendigungsmöglichkeiten
Mobile Arbeit kann befristet oder unbefristet vereinbart werden.
Die erstmalige Vereinbarung erfolgt regelmäßig auf Probe mit einer Befristung von ___ Monaten (z.B. 6 Monate). 

Mobilarbeitende können die Vereinbarung zu mobiler Arbeit aus wichtigem Grund zum ____________ (z. B. Ende des Folgemonats) schriftlich kündigen und ihre Arbeit wieder vollständig in der Dienststelle aufnehmen.

Der Anstellungsträger kann die Vereinbarung zu Mobiler Arbeit aus wichtigem dienstlichem Grund mit _________ (z. B. Dreimonatsfrist) zum _______ (z. B. Monatsende) kündigen.

Als wichtiger Grund gilt insbesondere:
· Änderung der persönlichen und sozialen Rahmenbedingungen
· Wesentliche Änderung des Arbeitsinhaltes
· Wesentliche Änderung der Arbeitsabläufe
· Organisatorische Veränderungen
· _______________________________________________________



	8. Arbeitsmittel und Kostenerstattung
(1) Der Anstellungsträger stellt die notwendige mobile Informationstechnologie und ggf. weitere individuell erforderliche Ausstattung (z. B. erforderliche Hard- und Software, notwendige VPN-Anschlüsse) zur Verfügung.    Diese darf nicht für private Zwecke genutzt werden. Nach Beendigung der Mobilen Arbeit ist sie zeitnah zurückzugeben.

(2) Sonstige Verbrauchsmittel (z.B. Papier, Datenträger, Verbrauchsmaterial etc.) stellt der Anstellungsträger kostenlos zur dienstlichen Nutzung zur Verfügung.  



	9. Arbeitszeit
(1) Die insgesamt zu leistende Arbeitszeit ist die dienstrechtlich bzw. arbeitsvertraglich vereinbarte individuelle Arbeitszeit. Geltende Rechtsvorschriften und Dienstvereinbarungen bleiben unberührt.

(2) Die gesetzlichen und tariflichen Bestimmungen des Arbeitszeitschutzes (z. B. Beachtung der täglichen Höchstarbeitszeit, Einhaltung von Ruhepausen) sind auch bei Mobiler Arbeit zu beachten. 

(3) Der Anteil der Arbeitszeit für Mobile Arbeit ist individuell zwischen Anstellungsträger und Mobilarbeitenden festzulegen. Dabei sollen in der Regel ___ % der wöchentlichen Arbeitszeit in der Dienststelle abgeleistet werden. Erreichbarkeitszeiten während der Mobilen Arbeit und Präsenzpflichten an der Dienststelle (z.B. für Dienstbesprechungen) sind individuell zu regeln.

(4) Ein Anspruch auf einen bestimmten Tag für Mobile Arbeit besteht nicht. Dies gilt insbesondere, wenn dienstliche Belange entgegenstehen. Bei dienstlicher Notwendigkeit kann die Mobile Arbeit erforderlichenfalls unter Gesichtspunkten des billigen Ermessens eingeschränkt werden. 

Die Arbeitsorganisation und effiziente Raumnutzung sind bei der Festlegung der Tage für Mobile Arbeit zu berücksichtigen.

(5) Die Verteilung und Lage der Arbeitszeit, während Mobilarbeitende erreichbar sein müssen, werden in einer schriftlichen Vereinbarung festgehalten. Von den festgelegten Erreichbarkeitszeiten kann nur in Ausnahmefällen und mit Zustimmung der Vorgesetzten abgewichen werden. Eine dauerhafte Veränderung der Erreichbarkeitszeiten bedarf der Zustimmung des Anstellungsträgers.

(6) Fahrtzeiten zur dienstlichen Arbeitsstätte werden nicht auf die Arbeitszeit angerechnet. Regelungen über die Anrechnung von Fahrtzeiten bei Dienstreisen bleiben unberührt.

(7) Die Erfassung aller tatsächlichen Arbeitszeiten erfolgt nach den in der Dienststelle allgemein geltenden Bestimmungen.



	10. Arbeits- und Gesundheitsschutz
(1) Die Vorschriften des Arbeitsschutzgesetzes sowie die einschlägigen Unfallverhütungsvorschriften gelten auch für Mobile Arbeit. Desgleichen sind die geltenden Vorschriften und Regeln für Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit einzuhalten.

(2) Mobile Arbeit setzt voraus, dass störungsfreies Arbeiten möglich ist und ergonomische Gesichtspunkte bei der Wahl des Arbeitsplatzes berücksichtigt werden. 

(3) Die Mobilarbeitenden sind zum Gesundheitsschutz und zur Sicherheit zu unterweisen (§ 5 Arbeitsschutzgesetz), für die sie bei Mobiler Arbeit eine besondere Mitverantwortung tragen. 

(4) Für Mobile Arbeit ist eine Gefährdungsbeurteilung durchzuführen. Diese wird im Wesentlichen auf Grundlage des „Check-up-Fragebogens Homeoffice“ der DGUV für durchgeführt. Bei Beratungsbedarf kann der Anstellungsträger die zuständige Fachkraft für Arbeitssicherheit hinzuziehen. 


	11. Qualifizierung und Erfahrungsaustausch
(1) Die an Mobiler Arbeit teilnehmenden Mitarbeitenden und ihre Vorgesetzten werden in geeigneter Weise über die Konsequenzen und Anforderungen dieser Arbeitsform informiert. Insbesondere zu den Themen Führung und Kooperation, Selbstorganisation und Datenschutz sowie Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz wird die Dienststellenleitung entsprechende Informationen bereitstellen bzw. Schulungen anbieten.

(2) Darüber hinaus sollen regelmäßig Veranstaltungen zum Erfahrungsaustausch innerhalb der Dienststelle ermöglicht werden.

(3) Die Erfahrungen mit Mobiler Arbeit werden auch in den Jahresgesprächen zwischen den Mitarbeitenden und den Vorgesetzten reflektiert. Bei festgestellten Defiziten wird versucht, Lösungen durch Zielvereinbarungen zu erreichen.


	12. Unfallversicherungsschutz und Haftung
(1) Ein Unfall infolge einer versicherten Tätigkeit ist ein Arbeitsunfall und steht damit unter dem Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung. Dies gilt auch bei Mobiler Arbeit. Unfälle auf dem direkten Weg zur dienstlichen Arbeitsstätte gelten als versicherte Wegeunfälle.

(2) Die Haftung der*des Mobilarbeitenden sowie weiterer mit ihr*ihm im Haushalt lebender Personen (z.B. Familienmitglieder) und berechtigter Besucher*innen ist auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit beschränkt. Eine Haftung für leichte Fahrlässigkeit oder unabwendbare oder auf höherer Gewalt beruhende Ereignisse besteht nicht. Schadensersatzansprüche Dritter - auch aus Verletzungen des Datenschutzes -, sofern sie ursächlich auf die Mobile Arbeit zurückzuführen sind, übernimmt der Anstellungsträger außer bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. Verweigert ein Haftpflicht- oder Sachversicherer aufgrund der durch die Mobile Arbeit geänderten Risikolage teilweise oder vollständig den Deckungs- oder Versicherungsschutz, gleicht der Anstellungsträger die der*dem Mobilarbeitenden entstehenden Nachteile aus. Ist die Risikozuordnung streitig und verweigert der Versicherer den Deckungs- oder Versicherungsschutz unter Berufung auf die geänderte Risikolage ist der Anstellungsträger vorleistungspflichtig. 

(3) Den Mobilarbeitenden zur Verfügung gestellte Arbeitsmittel sind in geeigneter Weise vor Diebstahl und Sachbeschädigung zu schützen.


	13. [bookmark: _Hlk117247506]Datenschutz und Datensicherung
(1) Auf den Schutz von Daten und Informationen gegenüber Dritten ist bei Mobiler Arbeit entsprechend den für den kirchlichen Dienst geltenden datenschutzrechtlichen Bestimmungen zu achten. Vertrauliche Daten und Informationen sind von den Mobilarbeitenden so zu schützen und aufzubewahren, dass Dritte keine Einsicht und/oder Zugriff nehmen können.  

(2) Über die vorbenannten Regelungen zur Umsetzung des Datenschutzes und der Datensicherheit bei Mobiler Arbeit werden die Mobilarbeitenden in geeigneter Weise informiert. 

(3) Zu vernichtende Akten/Unterlagen/Dokumente sind ausschließlich in der Dienststelle zu vernichten. 


	14. Inkrafttreten
Die  Dienstvereinbarung tritt am _______ in Kraft und wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. 

oder alternativ:
Die Dienstvereinbarung tritt am _______ in Kraft und hat eine Laufzeit von______ /bis _________.

Die Dienstvereinbarung kann mit einer Frist von ______ zum ______ von beiden Seiten gekündigt werden.


	
________________, den ________________


	
Für die/den ________________		Für die Mitarbeitervertretung

	_______________________		_______________________
		(Vorsitzende*r)				(Vorsitzende*r)




